Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 12 29 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung von Vorschriften auf dem Gebiete des 
Umstellungsrechts 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Umstellungsergänzungsgesetz vom 21. Sep- 
tember 1953 (Bundesgcsctzbl. I S. 1439), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung kostenrechtlicher Vorschriften vom 26. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 861, 938), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 1 Abs. 1 erhält folgenden Satz 2: 

„Steht das Uraltguthaben einer natürlichen Per- 
son zu, so ist Satz 1 auch anzuwenden, wenn 
diese nach dem 31. Dezember 1952 ihren Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes oder im Ausland begründet 
hat oder begründet.“ 

2. § 5 wird gestrichen und durch folgenden neuen 
§ 5 ersetzt: 

.§ 5 

Ist ein Uraltguthaben nach dem 31. Dezember 
1952 im Wege der Erbfolge übergegangen oder 
geht es über, so ist § 1 Abs. 1 anzuwenden, wenn 
der Erbe seinen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
oder im Ausland hat. 11 

3. § 6 erhält folgende Fassung: 

„§ 6 

(1) Steht das Uraltguthaben einer ehelichen 
Gütergemeinschaft oder einer Erbengemeinschaft 
zu, so gelten die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 
als erfüllt, wenn sie mindestens in der Person 
eines Mitberechtigten gegeben sind. 


(2) Steht das Uraltguthaben einer sonstigen 
Gemeinschaft zur gesamten Hand zu, so gelten 
die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 als erfüllt, 
wenn sie entweder in der Person aller Mitberech- 
tigten gegeben sind oder wenn die Gemeinschaft 
zur gesamten Hand ihren Sitz oder Ort der Ge- 
schäftsleitung im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes oder im Ausland hat.“ 

4. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „bis zum 
31. Dezember 1954“ gestrichen. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

5. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „innerhalb der 
Frist des § 12" gestrichen. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden gestrichen. 

6. § 15 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Anmeldestelle hat zu prüfen, ob die 
Voraussetzungen der § 1 oder § 5 oder § 6 bei 
demjenigen, für den die Anmeldung vorgenom- 
men wird (Anmelder), gegeben sind.“ 

Artikel 2 

Das Gesetz über die Ergänzung von Vorschriften 
des Umstellungsrechtes (Zweites Umstellungsergän- 
zungsgesetz) vom 23. März 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 285) wird wie folgt geändert: 

§ 18 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Absatz 1 ist auch auf die Ansprüche der in 
§ 1 Abs. 1 Satz 2 und § 5 des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes in der Fassung des Gesetzes zur 
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Änderung von Vorschriften auf dem Gebiete des 

Umstellungsrechtes vom 1963 (Bundesge- 

setzbl. IS ) bezeichneten Personen anzuwen- 

den. § 6 des Umstellungsergänzungsgesetzes gilt ent- 
sprechend." 

Artikel 3 

Das Gesetz über die Liquidation der Deutschen 
Reichsbank und der Deutschen Golddiskontbank 
vom 2. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1165) wird 
wie folgt geändert: 

§ 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Absatz 1 ist auch auf die Ansprüche der in 
§ 1 Abs. 1 Satz 2 und § 5 des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung von Vorschriften auf dem Gebiete des 
Umstellungsrechtes vom 1963 (Bundesge- 
setzbl. IS ) bezeichneten Personen anzuwen- 

den. § 6 des Umstellungsergänzungsgesetzes gilt ent- 
sprechend." 

Artikel 4 

Das Altbankengesetz vom 10. Dezember 1953 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin S. 1483) 
wird wie folgt geändert: 

§ 7 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Als alte Zahlungsverbindlichkeiten gegen- 
über Westgläubigern im Sinne des § 5 Abs. 1 Buch- 


stabe b gelten außerdem Verbindlichkeiten, die zu 
dem nach Absatz 1 oder Absatz 2 maßgebenden 
Zeitpunkt gegenüber einer natürlichen Person be- 
standen, die nach dem 31. Dezember 1952 ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im Währungs- 
gebiet oder im Ausland begründet hat oder begrün- 
det." 


Artikel 5 

Die Rechtskraft einer gerichtlichen Entscheidung, 
durch die ein Anspruch vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes abgelehnt worden ist, der nach § 1 Nr. 1, 2, 3 
oder Nr. 6 oder nach §§ 2, 3 und 4 geltend gemacht 
werden kann, steht der erneuten Geltendmachung 
dieses Anspruches nicht entgegen. 


Artikel 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 7 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach der Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 14. Mai 1963 


Struve und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 
Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Seit dem Erlaß des 1. Umstellungsergänzungsgeset- 
zes (UEG) vom 21. September 1953 besteht innerhalb 
des Währungsgebietes ein Tatbestand der gewollten 
Rechtsungleichheit bei der Bedienung von sog. Uralt- 
ansprüchen: Im Gegensatz zum Bundesgebiet wer- 
den RM-Guthaben f wenn sie am 8. Mai 1945 bei 
einer Berliner Niederlassung eines Kreditinstituts 
bestanden (Uraltguthaben) nur dann entsprechend 
dem Umstellungsrecht in DM umgewandelt und be- 
dient, wenn der am 31. Dezember 1952 Berechtigte 
zu diesem Zeitpunkt seinen Wohnsitz usw. im Wäh- 
rungsgebiet hatte. 

Dies ist eine offensichtliche Rechtsungleichheit zu- 
ungunsten derjenigen Gläubiger, die Eigentümer 
von Uraltguthaben gegen Berliner Niederlassungen 
von Kreditinstituten sind und — was in der über- 
wiegenden Zahl der Fälle zutrifft — auf Grund der 
bekannten Umstände erst nach dem 31. Dezember 
1952 aus der Sowjetzone oder dem Sowjetsektor in 
das Währungsgebiet gekommen sind und von den 
zugelassenen Ausnahmen (Heimkehrer, Vertriebene, 
anerkannte SBZ-Flüchtlinge, Familienzusammen- 
führung) nicht erfaßt werden. 

Es ist nicht länger zu vertreten, daß solchen Gläubi- 
gern die Verfügungsmöglichkeit über ihr Eigentum 
und das Recht verweigert werden, sich mit eigenen 
Mitteln auf Grund von Uraltersparnissen selbst zu 
helfen, und zwar nur deswegen, weil diese An- 
sprüche nicht gegenüber der westdeutschen Nieder- 
lassung eines Kreditinstituts, sondern gegenüber 
einer Berliner Niederlassung bestehen. 

Der Gesetzgeber hat zwar bekundet, daß diese An- 
sprüche einmal bedient werden müssen; aber er hat 
seit dem UEG vom 21. September 1953 fiskalische 
und politische Gründe der notwendigen endgültigen 
Rechtsgleichheit vorgeschaltet. Durch diese, damals 
gewollte Rechtsungleichheit sollte jeder „Anreiz" 
zur Flucht in das Währungsgebiet vermieden und 
gleichzeitig der öffentlichen Hand weitere ca. 60 bis 
80 Mio DM Ausgleichsforderungen vorerst erspart 
werden. In § 54 des UEG stellt der Gesetzgeber 
schließlich den äußersten Termin für die Herstellung 
der Rechtsgleichheit bindend fest: 

„Spätestens im Zeitpunkt der Wiedervereinigung 
Deutschlands werden die Voraussetzungen dafür 
geschaffen, daß auch die Gläubiger befriedigt 
werden können, von denen die Berliner Altban- 
ken gegenwärtig noch nicht in Anspruch genom- 
men werden können." 

Abgesehen von allen anderen bereits genannten 
Argumenten für eine nunmehrige Lösung dieser 
offen gebliebenen Frage bleibt noch festzustellen, 
daß — anders als z. B. im Lastenausgleichsgesetz 
oder im Vertriebenengesetz oder im Gesetz zu 
Artikel 131 GG — es sich hier um vertraglich be- 
gründete Ansprüche gegen Schuldner handelt, die in 
ihrer Identität vom Zusammenbruch des Deutschen | 


Reichs überhaupt nicht berührt worden sind und 
daher — wiederum anders als in den genannten 
Gesetzen — nicht erst neu begründet werden muß- 
ten, sondern ununterbrochen fortbestehen. 

Der vorliegende Entwurf sieht die Bedienung der 
Uraltguthaben bei Berliner Niederlassungen von 
Kreditinstituten nur für natürliche Personen vor, 
weil es sich bei den juristischen Personen um nach 
1945 enteignete Unternehmen usw. mit Sitz in Mit- 
teldeutschland, im Gebiet östlich von Oder und 
Neisse oder in einem Ostblockstaat handelt, die ihre 
Funktionen im Westen nicht erfüllen oder nicht er- 
füllen können. Soweit sie überdies nach dem Bun- 
desvertriebenengesetz wegen ihrer eigenen Ver- 
bindlichkeiten selbst nicht in Anspruch genommen 
werden können, besteht zudem für eine Bedienung 
ihrer Ansprüche, die nur zu Lasten der Steuerzahler 
des Währungsgebietes ginge, keine wirtschaftliche 
Notwendigkeit. 

2. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 (Änderungen des UEG vom 21. Septem- 
ber 1953) 

Nr. 1 bis 3 beseitigen den Stichtag vom 31. Dezem- 
ber 1952 für natürliche Personen, für Erben, für ehe- 
liche Gütergemeinschaften, für Erbengemeinschaften 
und für sonstige Gemeinschaften zur gesamten Hand. 

Nr. 4 und 5 beseitigen durch Aufhebung des Stich- 
tages überflüssig gewordene Vorschriften betr. An- 
meldefristen und Fristversäumnisse. 

Nr. 6 ergibt sich aus der Änderung der §§1,5 und 6 
des UEG. 

Artikel 2 (Änderung des Zweiten UEG vom 23. März 
1957) 

beseitigt den Stichtag für Uraltansprüche natürlicher 
Personen aus Hinterlegungen. 

Artikel 3 und 4 

ändern das Gesetz über die Liquidation der Deut- 
schen Reichsbank und der Deutschen Golddiskont- 
bank vom 2. August 1961 (§ 2 Abs. 2) sowie das Alt- 
bankengesetz vom 10. Dezember 1953 (§ 7 Abs. 3) 
im Sinne des § 1. 

Artikel 5 

stellt fest, daß der Geltendmachung von Ansprüchen 
nach diesem Gesetz die Rechtskraft früherer ableh- 
nender Gerichtsentscheidungen nicht entgegensteht. 

Artikel 6 

enthält die Berlin-Klausel. 

Artikel 7 

regelt das Inkrafttreten. 
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